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1542 der Beilagen zu den Stenographischen Protokollen des Nationalrates XXVII. GP 

 

Bericht 
des Verkehrsausschusses 

über den Antrag 2645/A(E) der Abgeordneten Christian Hafenecker, MA, Kolleginnen 
und Kollegen betreffend Rechtsabbiegen bei Rot für alle Lenker von Fahrzeugen – mit 
Ausnahme der Lenker von Lastkraftfahrzeugen oder Bussen mit einem höchsten 
zulässigen Gesamtgewicht von jeweils mehr als 7,5 t   

Die Abgeordneten Christian Hafenecker, MA, Kolleginnen und Kollegen haben den gegenständlichen 
Entschließungsantrag am 15. Juni 2022 im Nationalrat eingebracht und wie folgt begründet: 
„Am 30.1.2019 wurde mit den Stimmen von ÖVP, FPÖ, NEOS und JETZT die 30. StVO-Novelle 
beschlossen, mit der Versuche mit Rechtsabbiegen bei Rot ermöglicht wurden. 
§38 StVO: 
(5a) Zur Durchführung wissenschaftlicher Untersuchungen kann der Bundesminister für Verkehr, 
Innovation und Technologie durch Verordnung Kreuzungen bestimmen, an denen abweichend von Abs. 5 
die Lenker von Fahrzeugen – mit Ausnahme der Lenker von Lastkraftfahrzeugen oder Bussen mit einem 
höchsten zulässigen Gesamtgewicht von jeweils mehr als 7,5 t – trotz rotem Licht rechts abbiegen dürfen, 
wenn 
1. sie zuvor angehalten haben, 
2. eine Behinderung oder Gefährdung anderer Verkehrsteilnehmer, insbesondere des 

Fußgänger- und Fahrzeugverkehrs der freigegebenen Fahrtrichtung, 
ausgeschlossen ist und 

3. neben dem roten Lichtzeichen eine Zusatztafel gemäß § 54 Abs. 5 lit. n angebracht 
ist. 

(5b) Eine Verordnung nach Abs. 5a darf nur erlassen werden, wenn hinsichtlich der dadurch bestimmten 
Kreuzungen aus Gründen der Verkehrssicherheit keine Bedenken bestehen und eine solche Untersuchung 
im Interesse des Straßenverkehrs gelegen ist. In der Verordnung ist die Fahrtroute anzugeben, für die die 
Erlaubnis, bei rotem Licht rechts abzubiegen, gilt. An den in der Verordnung genannten Kreuzungen ist 
neben dem roten Lichtzeichen eine Zusatztafel gemäß § 54 Abs. 5 lit. n anzubringen. 
Mit der der 33. StVO-Novelle soll nun diese Bestimmung insofern geändert werden, dass Rechtsabbiegen 
bei Rot nur mehr für Lenker von Fahrrädern möglich sein soll: 
§38 StVO: 
(5a) Die Behörde kann durch Verordnung Kreuzungen bestimmen, an denen abweichend von Abs. 5 die 
Lenker von Fahrrädern trotz rotem Licht rechts abbiegen oder, bei T-Kreuzungen, geradeaus fahren 
dürfen, wenn  
1. sie zuvor angehalten haben,  
2. eine Behinderung oder Gefährdung anderer Verkehrsteilnehmer, insbesondere des Fußgänger- und 
Fahrzeugverkehrs in der freigegebenen Fahrtrichtung, nicht zu erwarten ist und  
3. neben dem roten Lichtzeichen eine Zusatztafel gemäß § 54 abs. 5 lit. n angebracht ist.  
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(5b) Eine Verordnung nach Abs. 5a darf nur erlassen werden, wenn hinsichtlich der dadurch bestimmten 
Kreuzungen aus Gründen der Verkehrssicherheit keine Bedenken bestehen; der jeweilige Stand der 
Technik ist dabei zu berücksichtigen. In der Verordnung ist die Fahrtroute anzugeben, für die die 
Erlaubnis, bei rotem Licht rechts abzubiegen oder geradeaus zu fahren, gilt. An den in der Verordnung 
genannten Kreuzungen ist neben dem roten Lichtzeichen eine Zusatztafel gemäß § 54 Abs. 5 lit. n 
anzubringen.“ 
Ein ideologiegetriebene Schlechterstellung von Lenker von Fahrzeugen, die keine Fahrräder sind, ist 
sachlich nicht gerechtfertigt.“ 
 
Der Verkehrsausschuss hat den gegenständlichen Entschließungsantrag in seiner Sitzung am 20. Juni 
2022 in Verhandlung genommen. An der Debatte beteiligten sich außer dem Berichterstatter 
Abgeordneten Christian Hafenecker, MA die Abgeordneten Hermann Weratschnig, MBA MSc, 
Dr. Johannes Margreiter, Andreas Ottenschläger, Franz Leonhard Eßl, Dr. Astrid Rössler, 
Mag. Martina Künsberg Sarre und Dietmar Keck sowie die Bundesministerin für Klimaschutz, Umwelt, 
Energie, Mobilität, Innovation und Technologie Leonore Gewessler, BA und der Ausschussobmann 
Abgeordneter Alois Stöger, diplômé. 
 
Bei der Abstimmung fand der gegenständliche Entschließungsantrag der Abgeordneten 
Christian Hafenecker, MA, Kolleginnen und Kollegen nicht die Zustimmung der Ausschussmehrheit 
(für den Antrag: F, dagegen: V, S, G, N). 
 
Zum Berichterstatter für den Nationalrat wurde Abgeordneter Hermann Weratschnig, MBA MSc 
gewählt. 

Als Ergebnis seiner Beratungen stellt der Verkehrsausschuss somit den Antrag, der Nationalrat wolle 
diesen Bericht zur Kenntnis nehmen. 

Wien, 2022 06 20 

 Hermann Weratschnig, MBA MSc Alois Stöger, diplômé 
 Berichterstatter Obmann 
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